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Ganz persönlich und ausschließlich an


Herrn Romano Prodi


Vorsitzender der EU-Kommission


Rue de la Loi 2000





B-1049-Brüssel

















Ihr nicht nachvollziehbarer Bescheid vom 25.03.2003


Unsere Beschwerde über die - voraussichtliche oder bereits gefällte? - Entscheidung der EU-Kommission,


die Ausrottung ausländischer Hunderassen in Deutschland und die damit verbundenen Verstöße gegen EU-Recht betreffend





Guten Tag, Herr Prodi,





wir wissen es nun offenbar ganz genau: Das deutsche Volk ist Spielball zwischen den deutschen politischen Versagern - rechtloses, zahlendes Stimmvieh für diese, und den Politikern der EU - die wir alle mitfinanzieren müssen. Der Willkür im eigenen Land ist man völlig ausgeliefert, von der übergeordneten Ebene wird dies akzeptiert/begünstigt und die Betroffenen völlig im Stich gelassen.





Danke.





Dieser Bescheid, der uns von Herrn Remits in Ihrem Auftrag erteilt wurde, und wie Hohn auf uns wirkt, stellt allerdings alle Ihre Aufrufe an die EU-Bevölkerung, sich an der Gestaltung des zukünftigen Europa zu beteiligen und deren Ernsthaftigkeit völlig in Frage. Sie lassen diese nun in einem anderen, vermutlich dem richtigen Licht erscheinen. Wir werden uns zukünftig die vielen Stunden am Computer für EU-Diskussionen sparen, da wir ohnehin wie rechtlose Bürger behandelt werden.





Herr Prodi, Sie und Ihre Politikerkollegen, auch der inzwischen für uns mehr als zweifelhafte EU-Bürger�beauftragte, dürfen glauben, dass sich die Bürger nicht an Sie wenden, Sie belästigen würden, wenn sie andere helfend wirkende Chancen gehabt hätten gegen die Willkür der Politiker im eigenen Land.





Seit 17.7.2000 wird die EU-Kommission permanent über die seit Anfang Juli 2000 betriebene Ausrottung ausländischer Hunderassen, die Willkür, inklusive Grundrechtseinschränkungen gegen die eigene Bevölkerung und inzwischen auch über die damit verbundenen EU-Rechtsverstöße informiert. Ergebnislos! Hoffnungslos! Ja, das „Krähenprinzip“ funktioniert immer, man muss nur Politiker sein.





Herr Prodi, laut Ihnen, Ihren EU-Kommssions-Kollegen und anderen ist es offensichtlich keine Verletzung des Gemeinschaftsrechts oder des EU-Rechts, wenn





dem EU-Bürger Transitwege in EU-Partnerländern versperrt werden, sobald diese einen der willkürlich rassendiskriminierten Hunde mit sich führen


bestimmte Hunderassen verboten werden


die Zucht bestimmter Rassen verboten wird, obwohl es sich damit um eine verbotene Maßnahme im Sinne von Art. 28 EG-Vertrag handelt (es geht nicht um die Selektion einzelner Tiere, sondern um die Ausrottung ganzer Rassen)
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dies der Freiheit des Warenverkehrs widerspricht und sehr wohl als ein Handelshemmnis innerhalb des EU-Raums einzustufen ist - gleichzusetzen der Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen im Sinne von Art. 28 EG-Vertrag


steuerliche Willkürakte für diese diskriminierten Hunderassen handelsbeschränkende Maßnahmen darstellen


diese willkürlich diskriminierten Hunderassen einem Einbringungsverbot unterliegen


auch die Maßgabe des Ausnahmetatbestandes „Gesundheitsschutz“, Art. 30 EG-Vertrag nicht greifen kann, da sich wiederholt bestätigt, dass die Gefährlichkeit von Hunden nicht an den Rassen festgemacht werden kann und damit keinerlei Sicherheit für die Bevölkerung gewährt, sondern diese vorsätzlich Gefahren ausgesetzt wird


sämtliche bisherigen Maßnahmen das Verhältnismäßigkeitsgebot verletzten


durch das regelrechte Hinrichten vieler hundert Hunde lediglich aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit selbstverständlich auch gegen EU-Tierschutz-Richtlinien verstoßen wird.





Zuzüglich zu diesen Beispielen sehr wohl bestehender EU-Rechts- und Gemeinschaftsrechtsverletzungen kommen auch die Marktabschottungsmaßnahmen durch die deutsche Bundesregierung hinzu, um einheimische Märkte u.a. auch zu Lasten der Sicherheit der Bevölkerung zu begünstigen. Hier wäre auch die Rechtmäßigkeit zu prüfen im Hinblick auf die Subventionierung im Sinne der EU-Gesetzgebungsverträglichkeit (Schreiben von Herrn Steiner an den Europäischen Bürgerbeauftragten).





Herr Prodi, bei dem EU-Bürgerbeauftragten stellt sich inzwischen die Frage, ob diese Stelle entweder völlig fehlbesetzt ist oder völlig überflüssig geschaffen und hoch bezahlt wird. Dies ist eine zwangsläufige Schlussfolgerung aus den nicht nachvollziehbaren Antworten dieses EU-Bürgerbeauftragten, der offensichtlich seine eigenen Informationsblätter, an die sich EU-Bürger - zumindest bei ihrer zweiten Eingabe - halten,nicht zu kennen scheint. Die durch seine Antworten offensichtlich verhöhnten, betroffenen EU-Bürger, die sich an ihn wenden und die die vielfach geschilderten Inhalte der Ausrottungskampagne in diesem Land mit allen Folgen bestätigen, werden lediglich an den deutschen Landes-Bürgerbeauftragten zurückverwiesen! Glaubt man denn in Brüssel, dass man nicht schon alles bei den Kommunal-, den Landes-, den Bundespolitikern, der Justiz, den Medien versucht hätte, um diesem Irrsinn endlich Einhalt zu gebieten? Oder aber liest man nicht, was EU-Normalbürger vorbringen, weil diese eben gerade nur gut genug zum zahlen sind?





Ebenso höhnisch wirkt es nicht nur auf uns, sondern auch auf viele andere Bürger - wir geben Ihre Antworten ja auch weiter, auch über Internet, damit die betroffenen deutschen EU-Bürger wissen, woran sie sind - ausgerechnet von Herrn Remits eine Antwort auf die an Sie gerichtete Beschwerde über die EU-Kommission zu erhalten. Wir beschwerten uns ja gerade über die Antworten von Herrn Remits im Auftrag der EU-Kommission, mit denen zum Teil über Monate mitgeteilt wird, dass der Vorgang - „die Akte“ - geschlossen wird und zeitgleich Prüfung des Vorgangs angekündigt wird.





Vielleicht macht folgender Vergleich deutlich, wie dieses Vorgehen auf uns hilfesuchende EU-Bürger wirkt: Jeder „Verbrecher“ ist sein eigener Richter und spricht sich frei.





Unsere mehr als berechtigte Beschwerde über dieses Nichtstun der EU-Kommission trotz vielfacher eindeutiger Verstöße gegen das EU-Recht - und selbstverständlich gegen sämtliche Rechte der betroffenen Bürger, auch gegen deren Grundrechte - sowohl an Sie, als Präsident dieser Kommission, als auch an den EU-Bürgerbeauftragten gerichtet, läuft völlig ins Leere, vermutlich weil wir nur einfache EU-Bürger sind. 





Das heißt zwangsläufig aber auch, dass sämtliche Rechtsverstöße verantwortungsloser Politiker im eigenen Land gegenüber der eigenen Bevölkerung - und dies betrifft dann ja nun alle EU-Länder - Akzeptanz bei den übergeordneten EU-Politikern finden, von diesen begünstigt werden, weil man nicht das Geringste dagegen unternimmt. 





Herr Prodi, man kann Staaten wie der Schweiz und anderen nur gratulieren, dass diese nicht Mitglied dieser europäischen Gemeinschaft sind. Hoffentlich bleibt man dort so stark. Wir wünschten, dass auch dieses die EU so stark finanzierende Land - stark finanziert vor allem durch die zahlenden, aber rechtlosen  EU-Normalbürger - kein EU-Mitglied wäre. Vielleicht hätten dann manche Politiker einen minimalen Hang zu Verantwortung, Le�bensachtung, Rechtsempfinden und Fairness.	(...)�
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Was ein großer Teil der deutschen Bevölkerung von den Politikern im eigenen Land zu erwarten hat, weiß man, spätestens seit der Kampfhundelüge und der damit praktizierten Ausrottung unschuldiger Tiere - Opfer im Wechselspiel zwischen politischen Versagern, abhängigen Justizbehörden, fest im politischen Griff befindlichen Medien. Diesen allen sind sowohl Menschen als auch Tiere hilflos ausgeliefert.





Was von den Volksvertretern auf EU-Ebene zu erwarten ist, weiß man spätestens seit den Antworten, die ernsthafte EU-Bürger verhöhnen, die mit einer Bitte um Hilfe an die EU herantreten und ihnen seit drei Jahren diese vernichtende Willkür bekannt machen.





Die Vorgängergattin des leider immer noch amtierenden Kanzlers in Deutschland sagte einmal, nach einem Besuch der EU-Politiker in Brüssel oder in Straßburg, dass ihr nirgendwo soviel Arroganz und Ignoranz wie dort begegnet sei. Das lässt sich inzwischen vollständig nachempfinden, denn offensichtlich ist ein guter EU-Bürger nur ein zahlender, der ansonsten den Mund zu halten hat und der Obrigkeit rechtlos ausgeliefert ist.





Offensichtlich wird nicht nur Deutschland von inkompetenten, ignoranten und verantwortungslosen Politikern regiert. Ein kluger Mann, ganzheitlich denkend, sagte einmal: Man könnte meinen, das Politbüro wäre von Moskau nach Brüssel gezogen. Wenn nicht alles so traurig, so erschütternd, so qualvoll für viele Menschen und noch mehr unschuldige Tiere wäre, brauchte man dem nichts mehr hinzuzufügen.





Wir danken Ihnen und Ihren Kommissions-Kollegen dafür, dass Sie hunderttausende betroffene Bürger im Stich lassen und ließen und den EU-Rechtsverstößen offensichtlichen Vorschub gewähren.





Als Anlagen erhalten Sie die Ausführungen Marktabschottungsmaßnahmen, die Ihnen eigentlich schon vorliegen müssten, hier gerichtet an den EU-Bürgerbeauftragten und weiterhin ein aktuelles Schreiben an einen Richter des Bundesverwaltungsgerichtes, auch nur ein Beispiel von unzähligen, die aber eindeutig diesen Ausrottungsirrsinn und die Willkür gegen Menschen und Tiere - von der EU akzeptiert und dadurch begünstigt - deutlich machen.





Wozu, Herr Prodi, brauchen wir also überhaupt eine EU, wenn durch diese jedes Verbrechen an wehrlosen Tieren und an entrechteten Bürgern ganz offensichtlich begünstigt wird? Bis jetzt wurde durch diese Union sehr viel und nie wieder gut zu machender Schaden vor allem für die immer hilflos ausgelieferten Tiere angerichtet, leider auch durch den Missbrauch unserer Steuergelder.





Hochachtungsvoll
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Beschwerde Nr. 0429-2003-ADB vom 27.2.2003 und 23.3.2003


Ihr Bescheid vom 28.03.2003








Sehr geehrter Herr Södermannn,





ein zweites Mal sandten Sie uns Ihre Broschüre. Uns stellt sich nun die Frage: Kennen Sie den Inhalt?





Sehr wohl haben wir uns bei unserem Schreiben vom 23.3.2003 an diese Broschüre gehalten. Das hätten Sie bemerken müssen. Es wird nicht verlangt, dass man die Ausführungen an die dortigen Überschriften bindet. Warum erhalten wir dann ein zweites Mal dieses Informationsblatt?





Und warum verweisen Sie Bürger, die das ganze seit drei Jahren in Deutschland stattfindende Ausrottungsdilemma bestätigen, das der EU-Kommission bereits seit 17.7.2000 fortlaufend bekannt gemacht wurde, auch mit den damit verbundenen EU-Rechtsverstößen, aufgrund derer die EU-Kommission verpflichtet wäre, tätig zu werden, an ihren jeweiligen Landes-Bürger-Beauftragten?





Kommen Sie denn nicht auf die Idee, dass sich die offensichtlich völlig entrechteten - weil betroffene hundehaltende - EU-Bürger an die Volksvertreter auf EU-Ebene wenden, da alle ihre Versuche gescheitert sind, ihre Rechte durchzusetzen oder zurückzuerhalten sowohl bei den Politikern auf Kommunal-, auf Landes- und auf Bundesebene sowie bei den meisten Justizbehörden dank Gefälligkeitsurteilen, ebenfalls bei den Medien, die fest im Griff der Politiker sind?





Muss sich die EU-Bürgerin Frau Dettling und andere nicht völlig veralbert und im Stich gelassen vorkommen?





Wir schreiben doch die vielen Briefe nicht aus Spaß! Wofür gibt es einen EU-Bürgerbeauftragten, wenn nicht für die EU-Bürger? Nicht nur für uns stellt sich zwangsläufig die Frage, ob entweder diese Stelle völlig falsch besetzt ist oder völlig überflüssig, aber hoch bezahlt wird.





Verstehen Sie, dass Sie es mit äußerst verzweifelten, aber sehr verantwortungsvollen Menschen zu tun haben. Offensichtlich sind hunderttausende betroffene EU-Bürger in Deutschland nur noch Spielball zwischen den Politikern des eigenen Landes und den Politikern der EU-Ebene, die offenbar das Ausrottungswirken deutscher vom Rassismus getriebener Politiker mit den daran gekoppelten unterschiedlichsten Rechtsverstößen, eben auch auf EU-Ebene, akzeptieren und begünstigen bzw. ungehindert, aber wissentlich geschehen lassen.
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Wir haben inzwischen von Herrn Prodi eine Antwort erhalten. Keineswegs kann diese zufriedenstellend sein. Offensichtlich werden wie oben angeführt, Verstöße gegen Gemeinschaftsrecht, Verstöße gegen EU-Recht als Folge der seit Juli 2000 betriebenen - und seit eben dieser Zeit auch Herrn Prodi und Herrn Byrne, sowie Herrn Verheugen bekannten Ausrottung mit enormen Rechtsverletzungen auf Landes und EU-Ebene - auch Grundrechtsverletzungen der betroffenen EU-Bürger - akzeptiert und dadurch begünstigt.





Wer nichts tut, macht mit! Dies gilt eben auch für EU-Politiker.





Herr Södermann, wir und viele andere fragen sich inzwischen nicht nur nach dem Sinn eines EU-Bürgerbe�auf�tragten, sondern wir fragen uns überhaupt nach dem Sinn einer Union, die inzwischen unzählige Verbrechen an Wehrlosen - Milliarden von hilflos ausgelieferten Tieren und inzwischen auch an hunderttausenden entrechteten Hundebesitzern in Deutschland - begünstigt. Auch wir finanzieren zum großen Teil die EU und deren Politiker. Noch mehr finanzieren wir gezwungenermaßen auch die Politiker, die uns entrechten und sich für keine Rechtswidrigkeit und Lüge zu schade sind. Dies geht bis hoch in die obersten politischen Reihen.





Auch hier gilt offensichtlich: Nur ein stummer, obrigkeitshöriger und zahlender EU-Bürger ist ein guter EU-Bürger!





Vielleicht hat Ihnen auch das Schreiben von Herrn Steiner die Willkür in diesem Lande und einen Teil der damit verbundenen Rechtsverstöße, auch EU-Rechtsverstöße verdeutlicht, die alle der bis heute offenbar untätig gebliebenen EU-Kommission seit bald drei Jahren bestens bekannt sind.





Hier wird ganz offensichtlich mit einem EU-Bürgerbeauftragten eine falsche Hoffnung für - entrechtete - EU-Bürger geweckt.





Wir gehen davon aus, dass jetzt endlich unsere Beschwerde über das Nichttätigwerden der EU-Kommission gegen sehr wohl praktizierte EU-Rechtsverstöße durch deutsche Politiker bewusst genug ist. Herrn Remits Antwort im Auftrag des Herrn Prodi kann kein Ergebnis oder gar ein zufriedenstellendes Ergebnis sein. Sie wirkt wie der reine Hohn auf alle betroffenen deutschen EU-Bürger. Uns stellt sich die Frage, ob hier nicht die Beschwerde in einem bestimmten Kreis gelaufen und geblieben ist.





Dürfen wir Ihre Broschüre nun ein drittes Mal erwarten?





Hochachtungsvoll














PS.


Zur Verdeutlichung der Situation der Bürger in Deutschland und der seit Juli 2000 bis heute betriebenen Ausrottung ein aktuelles Schreiben an einen Richter des Bundesverwaltungsgerichtes. Dies spiegelt zwar „nur“ die Situation in Deutschland wider. Dass aber diese Ausrottung sehr wohl mit vorsätzlichen Verstößen gegen EU-Recht verbunden ist, gegen die man auf EU-Ebene offensichtlich nichts unternehmen möchte, leuchtet sogar jedem EU-Normalbürger ein. Gerne zählen wir diese nochmals auf.
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Verletzungen des Gemeinschaftsrechts bzw. EU-Rechts in Folge der der EU-Kommission bekannten Ausrottung ausländischer Hunderassen in Deutschland:








Bestimmte Hunderassen werden verboten.


Die Zucht bestimmter Rassen wird verboten, obwohl es sich damit um eine verbotene Maßnahme im Sinne von Art. 28 EG-Vertrag handelt (es geht nicht um die Selektion einzelner Tiere, sondern um die Ausrottung ganzer Rassen).


Dies widerspricht der Freiheit des Warenverkehrs und ist sehr wohl ein Handelshemmnis innerhalb des EU-Raums - gleichzusetzen der Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen im Sinne von Art. 28 EG-Vertrag einzustufen.


Steuerliche Maßnahmen für diese willkürlich diskriminierten Hunderassen stellen handelsbeschränkende Maßnahmen dar.


Diese willkürlich diskriminierten Hunderassen unterliegen einem Einbringungsverbot.


Auch die Maßgabe des Ausnahmetatbestandes „Gesundheitsschutz“, Art. 30 EG-Vertrag kann nicht greifen, da sich wiederholt bestätigt, dass die Gefährlichkeit von Hunden nicht an den Rassen festgemacht werden kann. Damit wird keinerlei Sicherheit für die Bevölkerung gewährt, sondern diese wird vorsätzlich Gefahren ausgesetzt.


Sämtliche bisherigen Maßnahmen stehen in keinem Verhältnismäßigkeits-Prinzip.


Durch das regelrechte Hinrichten vieler hundert Hunde lediglich aufgrund Rassezugehörigkeit wird selbstverständlich auch gegen EU-Tierschutz-Richtlinien verstoßen.





Dazu kommend:





Dem zahlenden EU-Bürger werden Transitwege in EU-Partnerländern (konkret Frankreich) versperrt, sobald diese einen der willkürlich rassendiskriminierten Hunde mit sich führen.





Zuzüglich zu diesen Beispielen sehr wohl bestehender EU-Rechts- und Gemeinschaftsrechtsverletzungen sind auch die Marktabschottungsmaßnahmen zu erwähnen, dargelegt bereits von Herrn Steiner.





Diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

















